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Beschlussvorschlag:
Die Stadtverordnetenversammlung mége beschliel3en:

Der Entwurf des Bebauungsplans Nr. 34-2 ,Katharinenholzstral’e / Amundsenstrafle” ist gemaf § 3
Abs. 2 BauGB o&ffentlich auszulegen (s. Anlagen 1 und 2).

Ergebnisse der Vorberatungen
auf der Ruickseite

Entscheidungsergebnis

Gremium: Sitzung am:
[0 einstimmig [ ] mit Stmmen- | Ja Nein Enthaltung Giberwiesen in den Ausschuss:
mehrheit
I erledigt [0 abgelehnt
Wiedervorlage:
[0 zuriickgestellt [0 zuriickgezogen




Demografische Auswirkungen:

Klimatische Auswirkungen:

Finanzielle Auswirkungen? 0 Ja 0  Nein

(Ausfihrliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne 6ffentl. Férderung),
beantragte/bewilligte 6ffentl. Férderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

Planungs- und Verwaltungskosten

Far die Durchfuhrung des Planverfahrens fallen externe Planungskosten an, die durch einen Dritten
Ubernommen werde, sodass der Haushalt der Landeshauptstadt Potsdam dadurch nicht in
Anspruch genommen wird.

Far die fachliche Betreuung und fur die Koordinierung des Planverfahrens fallen
verwaltungsinterne Aufwendungen an. Die hoheitlichen Leistungen, die hierfir im Fachbereich
Stadtplanung und Bauordnung zu erbringen sind, kénnen gemal § 11 Abs. 1 Nr. 1 BauGB nicht
durch einen Dritten Gbernommen werden. Die im Fachbereich Stadtplanung und Bauordnung zu
erbringenden nicht-hoheitlichen Leistungen fir die Durchfiihrung des gesamten Planverfahrens
wurden mit ca. 29.000 € geschatzt und werden durch einen Dritten Gbernommen. Aufwand und
Ertrag fur die weitere Durchfihrung des Planverfahrens werden voraussichtlich in den Jahren 2011
bis 2012 anfallen.

Realisierungskosten

Bei Inkraftsetzung der Planung sind voraussichtlich Kosten fur die Umsetzung der Planung zu
erwarten. Die zu erwartenden Realisierungskosten sollen durch einen Dritten Gbernommen werden,
damit der Haushalt der Landeshauptstadt Potsdam dadurch nicht in Anspruch genommen werden
wird. Hierflr ist der Abschluss eines stadtebaulichen Vertrags im weiteren Verfahren vorgesehen.

Folgekosten
Mogliche Folgekosten nach Realisierung der Planung werden nicht erwartet.

ggf. Folgeblatter beifligen

Oberbirgermeister Geschaftsbereich 1 Geschaftsbereich 2

Geschéftsbereich 3 Geschaftsbereich 4




Kurzeinfiihrung:

Hinweis zur Gliederung der Beschlussvorlage

In den Unterlagen, die in der Originalvorlage den Mitgliedern der beteiligten Fachausschisse
vorliegen, sind folgende Anlagen enthalten:

Anlage 1: Planzeichnung (1 Plan)
Anlage 2: Begrindung (141 Seiten)

Darstellung der Ergebnisse aus den bisherigen Verfahrensschritten und Empfehlung der
Verwaltung

Anlass fir die vorliegende Beschlussvorlage

Die Stadtverordnetenversammlung hat am 03.06.2008 den Aufstellungsbeschluss fir den
Bebauungsplan Nr. 34-2 ,Katharinenholzstrale / Amundsenstralle” gefasst.

Der Bebauungsplan hat das Ziel, das Gebiet zwischen der Potsdamer StralRe, der Amundsenstralie
und der KatharinenholzstralRe unter Wahrung des landlichen Siedlungsraums von Bornstedt und der
im unmittelbaren Umfeld vorhandenen dérflichen Strukturen einer geordneten stadtebaulichen
Entwicklung mit Wohnbebauung zuzufuhren. Zugelassen werden sollen Einzel- und Doppelhduser mit
héchstens zwei Vollgeschossen auf jeweils Uber 500 m? groRen Grundstlicken.

Die stadtebauliche und landschaftliche Gestaltung der zu bebauenden Grundstlicksflachen soll in
ihrer Typologie und Gestaltung die an der Katharinenholzstraf’e vorhandenen dorflichen Strukturen
ggf. auch mit Hofformen aufnehmen. Zur landschaftlichen Einbindung ist die Neupflanzung von
Baumen auf den Baugrundstlicken vorzusehen. Insoweit nicht im Bebauungsplan bestimmt, jedoch
erforderlich, sollen Regelungen zur Baukérpertypologie, zu Fassadenmaterialien, zum Farbspektrum,
zur Dachflachen- und zur Freiflaichengestaltung erganzend im stadtebaulichen Vertrag getroffen
werden.

Die ErschlieBung des Plangebietes soll ausschlie3lich von der Katharinenholzstralle aus erfolgen, die
verkehrliche Anbindung an die Potsdamer Stral3e zu Rettungszwecken jedoch ermdglicht werden. Die
verkehrliche Anbindung an die sudwestlich des Plangebietes gelegenen Flachen ist durch eine
entsprechende Strallenfiihrung zu sichern.

Die vorhandene Kleingartenanlage ist im Bereich der Flurstiicke 188/2, 201, 202/2, 203 (teilweise),
207 (teilweise), 458 und 622 (teilweise) der Flur 1 in der Gemarkung Bornstedt planungsrechtlich zu
sichern. Darin eingeschlossen ist ihre ErschlieBung von der Potsdamer Strale sowie von der Parzelle
207.1.

Zusammenfassung der Ergebnisse aus der friihzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung

Die friihzeitige Offentlichkeitsbeteiligung zum Vorentwurf des Bebauungsplans wurde vom
07.12.2010 bis zum 22.12.2010 durchgeftihrt.

Es ging eine schriftliche Stellungnahme von einer Grundstiickseigentimerin ein.

Die Stellungnahme bezog sich auf ein Flurstick der Grundstickseigentimerin, fir dessen
bestehende und auch kinftig vorgesehene Kleingartennutzung ihrer Auffassung nach der
Rechtsgrund fehle. Aus ihrer Sicht sei damit das Planungsziel einer Sicherung der "vorhandenen
Kleingartenanlage" mangels Grundlage nicht mehr verfolgbar. Sie regt fir das Flurstick die
Einbeziehung in die Wohnungsbauflachen (WA) an. Diese Anregung fand bei der Erarbeitung des
Bebauungsplanentwurfs keine Berlcksichtigung, da sie dem Kleingarten-Entwicklungskonzept 2007
widerspricht.

Daruber hinaus hat die Grundstuckseigentimerin ihre Bedenken zu der in der Begrindung
dargelegten Erforderlichkeit eines stadtebaulichen Vertrages dargelegt. Dieser Vertrag, der
sicherstellen soll, dass auf einigen Parzellen Baurechte nicht durch Kindigung in Anspruch
genommen werden, sondern erst dann, wenn diese Parzellen durch die derzeitigen Nutzer frei
gemacht werden, st als stadtebaulicher Vertrag bezeichnet worden, was die
Grundstiickseigentimerin in Frage stellt. Dieser Teil der Stellungnahme ist ohne Auswirkungen auf
die Planinhalte zur Kenntnis genommen worden. Der angestrebte abzuschlieRende Vertrag ist
seinem Inhalt nach zivilrechtlich zu beurteilen; Uberdies wird die Landeshauptstadt Potsdam nicht



Vertragspartner. Es wird also kein stadtebaulicher Vertrag vorliegen, auf den die Vorschriften des
Verwaltungsverfahrensgesetzes Anwendung finden. Das Ubermalverbot gilt hier nicht, sondern das
Vertragsrecht des allgemeinen Zivilrechts. Die Begriindung ist diesbeziglich fortgeschrieben worden.

Zusammenfassung der Ergebnisse der frihzeitigen Beteiligung der Behorden und sonstiger Trager

offentlicher Belange

Mit Schreiben vom 22.02.2011 wurden 12 Behdérden und sonstige Trager offentlicher Belange, deren
Aufgabenbereich durch die Planung berihrt werden kann, gemaR § 4 Abs.1 des BauGB zur Abgabe
ihrer Stellungnahme zum Vorentwurf des Bebauungsplans aufgefordert. Daraufhin gingen 8
Stellungnahmen ein. 4 Behérden dufRerten sich nicht. Es wird davon ausgegangen, dass diese der
Planung zustimmen. Die Anregungen und Hinweise von 6 Behdrden gingen in die Auswertung ein.
Davon fiihrten zwei Stellungnahme zur Anderung der Planung.

Der Empfehlung des Landesamtes fur Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz Brandenburg,
eine im Schalltechnischen Gutachten empfohlene Grundrissorientierung im Larmpegelbereich V
generell festzulegen, wird bedingt gefolgt. Die angeregte Grundrissorientierung fir den
Larmpegelbereich Il ist gutachterlich nicht gefordert worden und wird somit nicht berlcksichtigt.

Die Anregungen der Stiftung PreuRische Schlésser und Garten Berlin-Brandenburg sind nach einem
intensiv gefliihrten Abstimmungsprozess mit den Denkmalschutzbehdrden und in Abwagung mit den
stadtebaulichen Belangen bericksichtigt worden.

Die Hinweise weiterer Behérden und sonstiger Trager 6ffentlicher Belange sind - soweit erforderlich -
bei der Fortschreibung der Begrindung (einschlieRlich Umweltbericht) beriicksichtigt worden.

Zusammenfassung der Ergebnisse aus der friihzeitigen Beteiligung der stidtischen Fachbereiche als

Trager offentlicher Belange

14 Fachbereiche der Stadtverwaltung Potsdam wurden mit Schreiben vom 22.03.2011 zur

Stellungnahme zu aufgefordert.

12 Fachbereiche duerten sich zum Bebauungsplan-Vorentwurf. Davon hatten 2 Fachbereiche bzw.

Bereiche keine Anregungen. Die Anregungen bezogen sich im Wesentlichen auf

- die stralBenverkehrlichen Entwurfsparameter, deren gesetzliche Grundlagen und auf die
gesondert durchzufihrenden Widmungsverfahren,

- die Anforderungen des der Feuerwehr und des Léschwasserbedarfs,

- die Entwasserung und die Unterbindung der direkten Durchfahrt des motorisierten
Individualverkehrs aus dem Plangebiet zur Potsdamer Stralle,

- die sich aus der stadtebaulichen Planung resultierenden Bedarfe der sozialen
Wohnfolgeeinrichtungen (KITA's),

- die wasser- und naturschutzrechtlichen Belange, einschlieRlich des besonderen Artenschutzes,

- die grundsatzlichen Belange der Stadtentwicklung, insbesondere der sozialen Infrastruktur (KITA-
Platzversorgung), des Einzelhandels, der Verkehrsentwicklung und der Landschaftsplanung /
Grinordnung,

- die Berucksichtigung der denkmalpflegerischen Belange, insbesondere die der Welterbestatte
Potsdam.

Die von den Fachbereichen und Bereichen der Stadtverwaltung Potsdam vorgebrachten Anregungen
fanden ihre Berlcksichtigung in der Fortschreibung des Planentwurfs mit seiner Begrindung und dem
Umweltbericht, insofern sie fur die Festsetzungen des Bebauungsplans von Bedeutung sind. Dabei
fihrte im Wesentlichen die Berticksichtigung der denkmalpflegerischen und der naturschutzfachlichen
Belange zur Anderung der Planinhalte.

Der Planentwurf und die dazugehérige Begrindung sind aufgrund des weiterentwickelten
stadtebaulichen Konzepts fortgeschrieben und erganzt worden.

Zur Umsetzung der Planung ist der Abschluss eines Erschlielungsvertrags erforderlich.
Mit der Frage der Inanspruchnahme der Kleingartenflichen hat sich die Kleingartenkommission in
ihrer Sitzung am 13.09.2011 befasst. Im Ergebnis der Beratung kann der Planung zugestimmt

werden.

Empfehlung der Verwaltung




Sofern dem Vorschlag der Verwaltung gefolgt wird, kann der Beschluss zur 6ffentlichen Auslegung
des Bebauungsplans Nr. 34-2 ,Katharinenholzstralle / Amundsenstraf’e” gefasst werden.

Anlagen:

Anlage 1: Planzeichnung (1 Plan)
Anlage 2: Begrindung (141 Seiten)



	Anlass für die vorliegende Beschlussvorlage 

